
A
m 13. Dezember 2000 wurde
die neue Verordnung über die
Vergabe öffentlicher Aufträge
durch das Bundeskabinett be-

schlossen. Mit ihr traten am 1. Febru-
ar diesen Jahres auch die neuen Ver-
dingungsordnungen (VOB 2000, VOL
2000 und VOF 2000) in Kraft. Berück-
sichtigt wurde hier erstmals die Mög-
lichkeit der digitalen Angebotsabgabe.
Mit den hiermit verbundenen Ände-
rungen kommt die öffentliche Hand
diesen Unternehmen nun ein Stück
entgegen. Aber auch für Betriebe, die
bereits Erfahrungen mit öffentlichen
Auftraggebern gesammelt haben, bie-
ten diese Änderungen viel Neues. 

500 Milliarden DM
Auftragsvolumen

Während das Bauhauptgewerbe die öf-
fentliche Hand als Auftraggeber bereits
als feste Größe in den Auftragsbüchern
miteinkalkuliert und auch entspre-
chende Erfahrungen bei der Vergabe
öffentlicher Aufträge hat, nehmen vie-
le, vor allem kleine und mittlere Be-
triebe im Baunebengewerbe die öf-
fentliche Hand noch nicht im ausrei-
chenden Maße als Marktteilnehmer
und damit potentiellen Auftraggeber
wahr. Dabei beträgt das Beschaffungs-
volumen nach Schätzungen des BDI
über 500 Milliarden DM und damit
mehr als 13 % des gesamten Bruttoin-
landsproduktes der Bundesrepublik.
Die Leistungen, die in diesem Bereich
beschafft werden, stehen dabei der
Vielfalt in der Privatwirtschaft in
nichts nach. Angefangen bei Sa-
nitärinstallationen für die Schule bis

hin zur neuen Zentralheizung für das
Rathaus oder einer Regenwasseraufbe-
reitungsanlage für das städtische
Schwimmbad: Zahllose Waren und
Leistungen, die der Staat zur Erfüllung
seiner Aufgaben benötigt, werden von
der öffentlichen Hand benötigt und be-
schafft. Vielfach unbekannt ist dabei,
daß eine Fülle von Rechtsverordnun-
gen und Richtlinien die Bevorzugung
und damit Förderung kleiner und mitt-
lerer Unternehmen bei der Auftrags-
vergabe gewährleistet. Auch die VOB
gewährt gewisse Standards bei der
Vergabe. So sind Bauleistungen ver-
schiedener Handwerks- oder Gewerbe-
zweige auch nach eben diesen Fach-
gebieten und Gewerbezweigen ge-
trennt zu vergeben (Fachlose). Nur
wenn wirtschaftliche oder technische
Gründe vorliegen, dürfen mehrere
Fachlose zusammen vergeben werden
(so § 4 Nr. 3 VOB/A). Demgegenüber
bestehen auf Seiten der Unternehmer
aber vielfach erhebliche Vorbehalte
gegenüber öffentlichen Aufträgen, ins-
besondere im Hinblick auf das sehr
formalisierte Vergabeverfahren. Nicht
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Umsatzchance für kleinere und mittlere SHK-Betriebe

Elektronische Vergabe öffentlicher
Aufträge
Die Gründe, warum sich
auch kleine und mittlere
SHK-Betriebe mit der Ver-
gabe öffentlicher Aufträge
befassen sollten, sind viel-
fältig: Auslastung freier
Kapazitäten, Umsatzwachs-
tum oder einfach der
Wunsch, die Auftrags-
bücher zu füllen. Doch die
Mehrheit der Unternehmen
übersieht oder vernachläs-
sigt dabei den größten
Auftraggeber für Baulei-
stungen: Die öffentliche
Hand. Dabei bieten die am
1. Februar in Kraft getrete-
nen neuen Verdingungs-
ordnungen erstmals die
Möglichkeit der digitalen
Angebotsabgabe.

Unter www.bundesausschreibungsblatt.de gibt es eine der umfangreichsten Quellen für
Bekanntmachungen öffentlicher Aufträge im Internet
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selten entsteht bei einigen Unterneh-
mern der Eindruck, es seien sowieso
immer die gleichen großen Mittel-
ständler, die öffentliche Aufträge
bekämen. Wie sollte es aber auch an-
ders sein, wenn sich immer nur diese
um öffentliche Aufträge bewerben und
an Ausschreibungen teilnehmen. 

Neue Medien als Chance

Allerdings ist bereits die Einholung der
Informationen (welcher öffentliche
Auftraggeber, welche Leistung) gerade
für kleine und mittlere Betriebe eine
erste Hürde. Dies erscheint um so be-
dauerlicher, als das Verfahren eben da-
zu dienen sollte, im besonderen Maße
Chancengleichheit und Transparenz zu
wahren sowie Korruption, Spekulation
und Manipulation zu verhindern. Die
Integration der neuen Medien stellt da-
bei eine Chance dar, die teilweise ent-
scheidenden Erfahrungsunterschiede
zwischen kleinen und mittleren Be-
trieben auf der einen Seite und ver-
gabeerfahrenen „großen“ Mittelständ-
lern und Konzernen auf der anderen
Seite zu beseitigen. Diese Chance hat
nun auch der Gesetzgeber erkannt und
mit dem Erlaß der neuen Vergabever-
ordnung bzw. Verdingungsordnungen
die Grundlagen für diese neuen Mög-
lichkeiten geschaffen. Gleichwohl
standen bei der Berücksichtigung der
neuen Medien zunächst die Einspar-
potentiale im Hinblick auf die Verfah-
renskosten für die öffentlichen Be-
schaffer im Fokus der Betrachtungen.
Im Folgenden sollen jedoch die für Un-
ternehmer vorteilhaften „Nebeneffek-
te“ der hierfür maßgeblichen Ände-
rungen der Vergabeverordnung und
der Verdingungsordnung für Baulei-
stungen (VOB 2000) kurz dargestellt
werden. Danach wird erklärt, wie die
Vergabe eines öffentlichen Auftrages
am Beispiel einer öffentlichen Aus-
schreibung abläuft. Mit einem Blick in
die nahe Zukunft wird gefragt, wie un-
ter Einsatz der neuen Medien und
Möglichkeiten die Vergabe eines öf-
fentlichen Auftrags digital ablaufen
könnte. Hieraus kann sich für den ein-
zelnen Unternehmer ergeben, wie die
eigene Auftragssituation in bezug auf
öffentliche Ausschreibungen ohne
großen Aufwand verbessert werden
könnte.

Schlüssel in die neue
Geschäftswelt

Zentrale Änderung der Vergabever-
ordnung im Hinblick auf die Möglich-
keiten der neuen Medien ist die Zu-
lassung digitaler Angebote nach § 15
VgV. Hiernach können Angebote nun
auch in anderer Form als schriftlich
per Post oder direkt erfolgen, sofern
sichergestellt werden kann, daß die
Vertraulichkeit der Angebote gewahrt
bleibt. Gemeint sind hiermit vor allem
digitale Angebote.

■ Digitale Signatur
Unter digitalen Angeboten in diesem
Sinne ist zum Beispiel ein per eMail
versandtes Angebot zu verstehen. Die-
se digitalen Angebote sind dabei mit
einer Signatur im Sinne des Signatur-
gesetzes (SigG) zu versehen und zu
verschlüsseln; die Verschlüsselung ist
bis zum Ablauf der für die Einreichung 
der Angebote festgelegten Frist auf-
rechtzuerhalten. Für Nutzen und An-
wendung der digitalen Signatur über
die öffentliche Auftragsvergabe hinaus
kann auf die einschlägigen Einrich-
tungen und Informationsquellen ver-
wiesen werden. So hat die IHK-Orga-
nisation das Thema bereits frühzeitig
aufgegriffen und mit der Gründung der
DE-CODA GmbH bereits 1997 die Vor-
aussetzung für die ersten Erfahrungen
in diesem Bereich geschaffen
(www.de-coda.de). Die digitale Si-
gnatur im Vergabeverfahren ersetzt
dabei die bisher in den Angeboten vor-
gesehene eigenhändige Unterschrift
und gewährleistet die
Identität des Anbie-
tenden. Mit der Ver-
schlüsselung wird ge-
währleistet, daß die
Angebote erst zum
Eröffnungstermin be-
kannt werden, ver-
gleichbar mit der bis-
herigen Praxis der ver-

schlossenen Umschläge. So hat kein
Mitbieter die Möglichkeit, sich vor dem
Eröffnungstermin Informationen über
das Angebot der Konkurrenten zu be-
schaffen. Damit kann auch im digita-
len Verfahren der fest im Vergaberecht
verankerte Grundsatz der Vertraulich-
keit der Angebote (vgl. nur §§ 21, 22
VOB/A) gewahrt werden. 

■ Unterlagen per eMail
Die Verdingungsordnungen, insbeson-
dere die Verdingungsordnung für Bau-
leistungen (VOB 2000), gehen noch ei-
nen Schritt weiter. Hier wird auch das
Vorliegen der Bekanntmachung und
sogar der Verdingungsunterlagen in
digitaler Form anerkannt. Bisher war
in der Bekanntmachung anzugeben,
wo die Verdingungsunterlagen – die
für die Erstellung eines Angebotes not-
wendig sind – zur Einsichtnahme aus-
gelegt waren. Heute können daneben
auch eine digitale Einsichtnahme und
Anforderung treten (so § 17 Nr. 1 Abs.
2 lit. i VOB/A 2000). So kann bei-
spielsweise eine Bekanntmachung
auch auf den Internet-Seiten einer
Stadt erfolgen. Die Verdingungsunter-
lagen könnten dann per eMail ange-
fordert werden. Dabei ist das Vorlie-
gen der Bekanntmachung in digitaler
Form für Aufträge oberhalb soge-
nannter Schwellenwerte europaweit
bereits seit Jahren die Regel. So müs-
sen alle Aufträge der öffentlichen
Hand oberhalb dieser Schwellenwerte
(diese betragen zum Beispiel für Bau-
leistungen 5 Millionen Euro) auch im
Amtsblatt der EG – im sogenannten

Eine Anschriftenliste der Auftragsberatungsstellen bietet die IHK im
Internet z. B. unter www.diht.de



zu versenden. Teilnahmeberechtigt ist
dabei grundsätzlich jeder, der sich ge-
werbsmäßig mit Leistungen der aus-
geschriebenen Art befaßt.

■ Umfang und Abgabe der
Unterlagen

Die Ausschreibungsunterlagen beste-
hen dabei aus einem Anschreiben und
den Verdingungsunterlagen selbst.
Diese wiederum umfassen einerseits
die Leistungsbeschreibung anhand de-
rer ein Angebot erstellt werden kann,
andererseits die Vertragsbedingungen,
also die rechtlichen und teilweise auch
technischen Vorschriften, die für die
Abwicklung des Auftrags zwischen
dem Auftraggeber und dem dann aus-
gewählten Bieter gelten sollen. Wie bei
der Bekanntmachung ist auch bei der
Anforderung der Verdingungsunterla-
gen eine entsprechende digitale Ab-
bildung nun möglich: Auf einer in der
Bekanntmachung angegebenen Web-
adresse finden sich dabei die Verdin-
gungsunterlagen, die eingesehen und
unter gewissen Voraussetzungen auch
heruntergeladen werden können.
Denkbar sind hier auch die Anforde-
rung und Zusendung der Verdin-
gungsunterlagen per eMail oder CD-
ROM. Das Vorliegen der Verdingungs-
unterlagen in digitaler Form kann da-
bei für den potentiellen Auftrag-
nehmer eine erhebliche Erleichterung
im Hinblick auf die Erstellung eines
Angebotes bedeuten. Für den öffentli-
chen Auftraggeber kann das Vorliegen
der Angebote in digitaler Form zu einer
effizienteren Vergleichbarkeit führen.
Nach dem Erhalt der Verdingungsun-
terlagen obliegt es dem Unternehmen,

Supplement S – veröf-
fentlicht werden. Auf-
grund des Umfangs
und der Kosten für Her-
stellung und Versand
ist dieses jedoch bereits
seit dem 1. Juli 1998
gar nicht mehr in ge-
druckter Form erhält-
lich. Vielmehr kann ei-
ne CD-ROM-Version
über die Bundesanzei-
ger Verlagsgesellschaft
bezogen werden
(www.bundesanzei-
ger.de). Darüber hinaus
wurde vom Amt für
amtliche Veröffentli-
chung der Europäi-
schen Gemeinschaft ei-
ne Online-Datenbank namens TED
(Tenders Electronic Daily) eingerichtet,
in der kostenlos nach Aufträgen euro-
paweit recherchiert werden kann (un-
ter www.ted.eur-op.int).

Ablaufbeispiel
einer öffentlichen
Ausschreibung

Der für den Unternehmer relevante Teil
der öffentlichen Ausschreibung be-
ginnt mit der Bekanntmachung des
Auftrags. Mit dieser Bekanntmachung
wird in Tageszeitungen, amtlichen
Veröffentlichungsblättern oder Fach-
zeitschriften darüber informiert, wel-
cher öffentliche Auftraggeber welche
Leistungen beschafft. Art und Umfang
der Leistung sowie der Ort der Leistung
(z. B. Empfangs- oder Montageort) und
weitere Informationen, die den Auf-
trag und das bevorstehende Verfahren
umschreiben, und schließlich die Stel-
le, bei der die Vergabeunterlagen an-
gefordert werden können, werden be-
kannt gegeben. Ein erheblicher Nach-
teil ist, daß die öffentlichen Auftrag-
geber unterhalb der Schwellenwerte
frei sind zu entscheiden, in welchen
Zeitungen, Veröffentlichungsblättern
oder Fachzeitschriften diese Bekannt-
machung erscheinen soll. Eine konse-
quente Auswertung der relevanten
Veröffentlichungen ist damit für klei-
ne und mittlere Betriebe bereits orga-
nisatorisch kaum zu bewältigen.

■ Bekanntmachung in Daten-
banken

Digitales Gegenstück ist dabei das Vor-
liegen der Bekanntmachung in Daten-
banken, wie zum Beispiel TED, die die
Suche nach in Frage kommenden Auf-
trägen erheblich erleichtern können.
Insbesondere dann, wenn sie, wie die
meisten Datenbanken nach der Art der
Leistung sowie dem Ort der Leistung
aufgeschlüsselt sind. Teilweise wird
auch die Eingabe komplexerer Such-
kriterien ermöglicht. Eine solche spe-
zifische Suchmaske kann dabei wie
folgt aussehen: >>Zeige alle ausge-
schriebenen Arbeiten an Heizungsan-
lagen, im PLZ-Gebiet 3xxxx bis 4xxxx
an.<< Berücksichtigt diese Datenbank
nicht nur die Aufträge oberhalb, son-
dern auch unterhalb der Schwellen-
werte, dann kann sie eine beträchtli-
che Zahl an interessanten potentiellen
Aufträgen liefern. Einige Datenbank-
betreiber benachrichtigen auf Wunsch
den interessierten Auftragnehmer per
eMail, wenn entsprechende Bekannt-
machungen vorliegen. Interessiert sich
ein Unternehmer für einen öffentlichen
Auftrag, kann er, um sich weitere In-
formationen über den ausgeschriebe-
nen Auftrag zu beschaffen, die Ver-
dingungsunterlagen bei dem aus-
schreibenden Auftraggeber anfordern.
Werden sie angefordert, sind diese an
alle teilnahmeberechtigten Bewerber
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Firmen wie Avacomm und Cosinex.com
stellen Unternehmern und öffentlichen
Auftraggebern bereits die ersten
Internet-Plattformen zur Verfügung.



ein Angebot zu erstellen. Die Ange-
botsfrist und Möglichkeit zum Einrei-
chen von Angeboten endet mit dem
Eröffnungstermin. Bis zu diesem Zeit-
punkt werden alle eingegangenen An-
gebote unter Verschluß gehalten. Beim
Eröffnungstermin wird überprüft, ob
der Verschluß der Umschläge unver-
sehrt ist. Übertragen auf die digitalen
Angebote bedeutet dies, daß sie bis
hierhin verschlüsselt vorliegen müs-
sen. Erst jetzt wird der digitale „Schlüs-
sel“ übertragen oder ein separat auf-
bewahrter zum Decodieren des Ange-
botes benutzt. Hiernach folgt eine Prü-
fung und Wertung der Angebote und
schließlich der Zuschlag auf das wirt-
schaftlich günstigste (nicht unbedingt
preisgünstigste) Angebot. Hiernach
werden den anderen Bietern die Grün-
de für die Nichtberücksichtigung ihres
Angebotes schriftlich mitgeteilt.

Internet-Anbieter für 
öffentliche Aufträge

Aus Sicht der Unternehmer stellt sich
das Problem, daß sie bei der Suche
nach geeigneten Aufträgen etwa
30 000 öffentlichen Auftraggebern in
Deutschland gegenüber stehen. Auch
aus Sicht der öffentlichen Auftragge-
ber sind dabei noch beachtliche Hür-
den vor der Umsetzung dieses neuen
und ergänzenden Verfahrensablaufes
zu überwinden. So stehen im Hinblick
auf das eigene Beschaffungsvolumen
vielen öffentlichen Institutionen be-
reits die Kosten für den Aufbau ent-
sprechender Plattformen im Internet
entgegen, ganz abgesehen von dem
häufigen Mangel an hierzu benötigtem
Fachpersonal. Diesem Problem sind
bereits die ersten Dienstleister auf der
Spur, die sich intermediär und unab-
hängig zwischen die öffentlichen Auf-
traggeber in Deutschland auf der ei-
nen und interessierten Unternehmen
auf der anderen Seite stellen. Damit
bieten sie die Möglichkeit, einen ent-
sprechend großen Bestand an Ange-

boten öffentlicher Auftraggeber auf ei-
ner Plattform zu bündeln und die In-
formationen entsprechend strukturiert
einer großen Zahl von Anbietern zur
Verfügung zu stellen. Teilweise wer-
den auch gleich die Verdingungsun-
terlagen zum Download angeboten
und digitale Angebote für den öffent-
lichen Auftraggeber entgegengenom-
men.
Die ersten Komplettanbieter in diesem
Bereich sind bereits aktiv. So stehen
mit den Firmen cosinex.com GmbH
(www.cosinex.com) und der Avacomm
GmbH (www.avacomm.com) Unter-
nehmern und öffentlichen Auftragge-
bern bereits die ersten Plattformen zur
Verfügung. Demnächst wird auch der
vergabeerfahrene Verlag Schawe
GmbH mit einer digitalen Version des
Subreports und weiteren Angeboten an
den Start gehen (www.subreport.de).
Mit dem Internet-Angebot des Bun-
desausschreibungsblattes (www.bun-
desausschreibungsblatt.de) steht auch
eine der umfangreichsten Quellen für
Bekanntmachungen öffentlicher Auf-
träge im Internet zur Verfügung. Si-
cher werden in Kürze noch weitere Un-
ternehmungen folgen. Die Auftragsbe-
ratungsstellen der Länder können wei-
tere Unternehmen nennen und auch
Fragen zu Dienstleistern beantworten.
Name und Anschrift dieser Stellen in
den einzelnen Bundesländern sind auf
den Internet-Seiten des DIHT vermerkt
(www.diht.de).

Z
usammengefaßt läßt sich die
digitale Abbildung des Verga-
beverfahrens also wie folgt
darstellen: Interessierte Unter-

nehmen können auf den Internet-Sei-
ten der öffentlichen Auftraggeber (zum
Beispiel einer Stadt) die Bekannt-
machung für die zu vergebenden Auf-
träge einsehen und sich bei Interesse
die Verdingungsunterlagen zum Er-
stellen eines Angebotes herunterladen.
Nach Fertigstellung des Angebotes
kann dieses in digitaler Form, ent-
sprechend signiert und verschlüsselt
an den Auftraggeber zurückgesandt
werden. Der Vorteil für die „kleinen“
Mittelständler liegt auf der Hand. An-
statt in zahllosen regionalen und über-
regionalen Veröffentlichungen nach
einem Auftrag zu suchen, der das ei-
gene Tätigkeitsfeld betrifft und in
räumlicher Nähe liegt, kann nun on-
line auf den Internet-Seiten der
öffentlichen Auftraggeber oder bei
entsprechenden Informationsdiensten
sowie in Datenbanken recherchiert
werden.
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Bei den Dienstleistern ist zu beachten, daß die engen rechtlichen Rahmenbedin-
gungen, nach denen ein Vergabeverfahren ablaufen muß, auch entsprechende
Kenntnisse und Erfahrungen bei den Anbietern solcher Plattformen voraussetzen.
Mit entsprechender Skepsis sollten daher Angebote von Unternehmen betrachtet
werden, die bisher vornehmlich Ausschreibungen von privatwirtschaftlich be-
schaffenden Unternehmen über das Internet abgewickelt haben (Business-to-Busi-
ness) und nun auf den fahrenden Zug der öffentlichen Auftragsvergabe (Business-
to-Government) aufgesprungen sind, ohne über die notwendige Kompetenz im
Hinblick auf die öffentliche Auftragsvergabe zu verfügen. Ein guter Indikator für
die Seriosität einzelner Anbieter können dabei entsprechende Inhalte auf den Platt-
formen rund um das Thema „Vergabe öffentlicher Aufträge“ sein.
Zahlreiche Bundes- und Landesinitiativen unterstützen und fördern dabei den Um-
und Einstieg in das im anglo-amerikanischen Rechtskreis bereits seit langem an-
erkannte public e-procurement (öffentliche elektronische Beschaffung). Es bleibt
abzuwarten, wie schnell und konsequent die deutschen öffentlichen Auftraggeber
diese neuen Möglichkeiten umsetzen.
Betriebe, die sich für öffentliche Aufträge interessieren, können auf umfangreiche
Literatur zurückgreifen. Die Menge an auch verständlichen Hilfen und Leitfäden
ist dabei leider keineswegs so umfangreich. Empfohlen werden kann hier aber das
Buch „Das neue Vergaberecht“ von Arnold Boesen (1999), erschienen im Bun-
desanzeiger Verlag. Ein gut verständlicher und informationsreicher Leitfaden für
Unternehmen, die sich um öffentliche Aufträge bewerben wollen.
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